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Stellplatzsatzung der Stadt Brakel vom 06.09.2024 
 
Der Rat der Stadt Brakel hat in seiner Sitzung am 05.09.2024 aufgrund der §§ 48 
Abs. 3, 86 Abs. 1 Nr. 20, 89 Abs. 1 Nr. 4 der Bauordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 21.07.2018 (GV. NRW. 2018, S. 421), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 14.09.2021 (GV. NRW. S. 1086) und des § 7 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 13.04.2022 (GV. NRW., S. 490), folgende Satzung beschlossen:  
 
 
§ 1 Geltungsbereich 
 
Die Satzung gilt für das gesamte Gebiet der Stadt Brakel. Regelungen in Bebau-
ungsplänen oder sonstigen Satzungen, die von Regelungen dieser Satzung abwei-
chen, bleiben unberührt.  
 
 
§ 2 Herstellungspflicht und Begriffe  
 
(1) Bei der Errichtung, wesentlichen Änderung oder wesentlichen Nutzungsände-

rung baulicher Anlagen, bei denen ein Zu- und Abgangsverkehr mittels Kraft-
fahrzeug oder Fahrrad zu erwarten ist, müssen Stellplätze (notwendige Stell-
plätze) und Abstellplätze für Fahrräder (notwendige Abstellplätze) hergestellt 
werden.  
 

(2) Notwendige Stellplätze und Abstellplätze müssen spätestens zum Zeitpunkt 
der Nutzungsaufnahme bzw. Benutzbarkeit der baulichen oder sonstigen An-
lagen fertiggestellt sein. Notwendige Stellplätze können auch in Form von 
Garagen nachgewiesen werden.  

 
(3) Für Stellplätze, deren Nutzung Menschen mit Behinderungen vorbehalten ist, 

gilt ausschließlich die Rechtsverordnung gem. § 48 Abs. 2 Satz 1 BauO NRW. 
§§ 13, 88 Sonderbauverordnung NRW bleiben unberührt.  

 
 
§ 3 Anzahl der notwendigen Stellplätze und Fahrradabstellplätze  
 
(1) Die Anzahl der notwendigen Stellplätze und Fahrradabstellplätze ergibt sich 

aus der Anlage 2 zu dieser Satzung und den nachfolgenden Regelungen.  
 

(2) Sind Bauvorhaben in den Richtzahlen der Anlage 2 nicht ausdrücklich erfasst, 
ist der Stellplatzbedarf nach der Anlage zur Verordnung über notwendige 
Stellplätze für Kraftfahrzeuge und Fahrräder (StellplatzVO NRW) vom 
14.03.2022 zugrunde zu legen. Ansonsten ist, in Abstimmung mit der Ver-
waltung in Anlehnung an eine oder mehrere Nutzungen der Anlage 2, der 
Bedarf zu ermitteln.  

 
(3) Bei Bauvorhaben, die unterschiedliche Nutzungsarten enthalten, sind die not-

wendigen Stellplätze und Fahrradabstellplätze, bezogen auf die verschiede-
nen Nutzungsarten, getrennt zu ermitteln. 
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(4) Steht die Gesamtanzahl in einem offensichtlichen Missverhältnis zum tatsäch-
lichen Bedarf, so kann die sich aus der Einzelermittlung ergebende Zahl der 
Stellplätze und Fahrradabstellplätze entsprechend erhöht oder ermäßigt wer-
den.  

 
(5) Ergeben sich bei der Ermittlung der Zahl der Stellplätze oder der Fahrradab-

stellplätze Nachkommastellen, ist nach kaufmännischen Regelungen auf volle 
Stellplätze ab- oder aufzurunden. 

 
(6) Bis zu 25 von Hundert der notwendigen Stellplätze können durch die Schaf-

fung von zusätzlichen Fahrradabstellplätzen ersetzt werden. Dabei sind für 
einen Stellplatz fünf Fahrradabstellplätze herzustellen.  

 
(7) Wird in einem vor dem Inkrafttreten der Satzung fertiggestellten Gebäude im 

Bereich des in Anlage 1 zu dieser Satzung markierten Quartiers „Kernstadt 
Brakel (gem. ISEK 2022)“ 
1. in Folge einer Nutzungsänderung oder  
2. durch Ausbau und/oder Neubau des Dachgeschosses  
ein zusätzlicher Stellplatzbedarf ausgelöst, kann die Zahl der zusätzlich not-
wendigen Stellplätze und die Zahl der zusätzlich notwendigen Fahrradabstell-
plätze um bis zu 50 % reduziert werden. Voraussetzung hierfür ist, dass die 
Herstellung von Stellplätzen und/oder Fahrradabstellplätzen auf dem Grund-
stück, aufgrund folgender Rahmenbedingungen nicht möglich ist:  
a) einer, neben der Hauptanlage verbleibenden, zu geringen Grundstücks-

größe oder  
b) der unmittelbar angrenzenden Lage des Gebäudes an einer öffentlich 

gewidmeten Verkehrsfläche (Fußgängerzone).  
Bei Nachnutzung von im Erdgeschoss befindlichen Ladenlokalen kann, unter 
Berücksichtigung des besonderen Einzelfalles, vollständig auf den Nachweis 
zusätzlicher Stellplätze verzichtet werden. Dies gilt nicht für die Nachnutzung 
in Wohnraum.  

 
(8) Die Pflicht zur Herstellung der notwendigen Stellplätze kann gemäß der An-

lage 3 für besondere Maßnahmen zu dieser Satzung bis zu 20 % ausgesetzt 
werden, solange und soweit nachgewiesen wird, dass der Stellplatzbedarf 
durch diese Maßnahmen nachhaltig verringert wird und soweit nach Absatz 1 
mehr als 10 Stellplätze notwendig sind. Die besonderen Maßnahmen sind öf-
fentlich-rechtlich zu sichern. Wird eine Maßnahme nach Satz 1 über die ge-
samte Dauer einer befristeten Aussetzung der Stellplatzpflicht vorgehalten, 
gilt die Stellplatzpflicht nach Ablauf dieses Zeitraumes insoweit als erfüllt. Die 
Aussetzung ist zu widerrufen, wenn innerhalb des Aussetzungszeitraumes der 
Nachweis, dass die Voraussetzungen für die Aussetzung der Stellplatzpflicht 
noch erfüllt sind, nicht mehr erbracht wird. Sofern ausgesetzte Stellplätze 
abgelöst werden sollen, gilt der zum Zeitpunkt der Ablösung maßgebliche 
Ablösungsbetrag.  
 

(9) In den Fällen der Absätze 2 bis 4 ist über die Festlegung der Anzahl der not-
wendigen Stellplätze und der notwendigen Fahrradabstellplätze im Einver-
nehmen mit der Stadt zu entscheiden. 
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§ 4 Standort, Größe und Beschaffenheit von Stellplätzen und Fahrradab-
stellplätzen; Elektromobilität 

 
(1) Stellplätze und Fahrradabstellplätze sind auf dem Baugrundstück oder auf 

einem Grundstück in zumutbarer Entfernung, dessen Benutzung für diesen 
Zweck öffentlich-rechtlich gesichert ist, herzustellen und dauerhaft zu unter-
halten. Zumutbar ist eine fußläufige Entfernung notwendiger Stellplätze zum 
Baugrundstück von maximal 500 m, bei Wohnungsbauvorhaben von maximal 
300 m. Bei notwendigen Fahrradabstellplätzen darf die Entfernung zum Bau-
grundstück maximal 100 m betragen. Wenn Gründe des Verkehrs dies erfor-
dern, kann im Einzelfall bestimmt werden, dass die Stellplätze auf dem Bau-
grundstück oder auf einem anderen Grundstück herzustellen sind. 

 
(2) Stellplätze müssen so angeordnet und ausgeführt werden, dass ihre Benut-

zung die Gesundheit nicht schädigt und Lärm oder Gerüche das Arbeiten und 
Wohnen, die Ruhe und die Erholung in der Umgebung nicht über das zumut-
bare Maß hinaus stören. Gefangene Stellplätze, nämlich solche, deren Zu-
gänglichkeit nur durch eine Überfahrung weiterer Stellplätze gewährleistet 
ist, gelten nicht als notwendige Stellplätze. Stellplatzanlagen mit mehr als 
drei Stellplätzen sind, wenn möglich, über eine zentrale Zu- und Ausfahrt an 
die öffentliche Verkehrsfläche anzudienen.  

 
(3) Stellplätze sind nach der Verordnung über Bau und Betrieb von Sonderbauten 

(Sonderbauverordnung – SBauVO) vom 02.12.2016 in der jeweils gültigen 
Fassung herzustellen.  

 
(4) Oberirdische Stellplätze sowie die Zufahrten zu Stellplätzen, geschlossenen 

und offenen Garagen sind grundsätzlich in versickerungsfähiger Ausführung 
herzustellen (z.B. aus Mineralbeton, Schotterrasen, Rasensteinen, als Drain-
pflaster oder als Pflaster aus Naturstein oder Betonstein mit Drain- oder Ra-
senfugen). Die Entwässerung darf nicht über die öffentliche Verkehrsfläche 
erfolgen. Das Oberflächenwasser ist durch geeignete Maßnahmen (Entwäs-
serungsrinnen o.ä.) an der Grundstücksgrenze abzufangen. 

 
(5) Fahrradabstellplätze müssen  

1. von der öffentlichen Verkehrsfläche aus ebenerdig oder über Ram-
pen/Aufzüge verkehrssicher und leicht erreichbar sein,  

2. einen sicheren Stand und die Sicherung gegen Diebstahl ermöglichen,  
3. einzeln leicht zugänglich sein und  
4. eine Fläche von mindestens 1,5 m² pro Fahrrad zuzüglich der jeweils 

notwendigen Verkehrsfläche haben. 
 
(6) Bei Neubauvorhaben sollen mindestens 25 % der Einstellplätze mit einer 

Stromzuleitung für die Ladung von Elektrofahrzeugen versehen werden.  
 
 
§ 5 Ablösung  
 
(1) Ist die Herstellung notwendiger Stellplätze oder notwendiger Fahrradabstell-

plätze nicht oder nur unter großen Schwierigkeiten möglich, so kann auf die 
Herstellung von Stellplätzen verzichtet werden, wenn die zur Herstellung Ver-
pflichteten an die Stadt Brakel einen Geldbetrag nach Maßgabe dieser Sat-
zung zur Ablösung zahlen.   
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(2) Die Gebietszone I umfasst alle Grundstücke, die innerhalb des Bereichs des 

Historischen Stadtkerns der Kernstadt (Gemarkung Brakel) liegen. Die Ge-
bietszone II umfasst alle Grundstücke, die außerhalb des Bereichs des Histo-
rischen Stadtkerns der Kernstadt (Gemarkung Brakel) liegen. Die Gebiets-
zone III umfasst alle Grundstücke der Ortschaften (Gemarkungen Auenhau-
sen, Beller, Bellersen, Bökendorf, Erkeln, Frohnhausen, Gehrden, Hampen-
hausen, Hembsen, Istrup, Rheder, Riesel, Schmechten und Siddessen). 

 
(3) Der Geldbetrag je PKW - Stellplatz (15 qm) wird   

 in der Gebietszone I auf 4.600,00 Euro 
 in der Gebietszone II auf 4.500,00 Euro und  
 in der Gebietszone III auf 3.800,00 Euro  
festgesetzt.  
 
Der Geldbetrag je Fahrradabstellplatz (1,5 qm) wird   
 in der Gebietszone I auf 460,00 Euro 
 in der Gebietszone II auf 450,00 Euro und  
 in der Gebietszone III auf 380,00 Euro  
festgesetzt.  

 
(4) Der Geldbetrag darf 80 vom Hundert der durchschnittlichen Herstellungskos-

ten von Parkeinrichtungen nach Absatz 2 Nummer 1 einschließlich der Kosten 
des durchschnittlichen Grunderwerbs in der jeweiligen Gebietszone nicht 
überschreiten.  

 
(5) Der Ablösevertrag wird einen Monat nach Erteilung des Leistungsbescheides 

fällig. Durch die Zahlung des Ablösebetrages entstehen keine Ansprüche des 
ursprünglich Verpflichteten an die Stadt Brakel. 

 
(6) Der Geldbetrag nach Abs. 1 ist zu verwenden für  

a) die Herstellung zusätzlicher oder die Instandhaltung, die Instandsetzung 
oder die Modernisierung bestehender Parkeinrichtungen,   

b) sonstige Maßnahmen zur Entlastung der Straßen vom ruhenden Verkehr 
einschließlich investiver Maßnahmen des öffentlichen Personennahver-
kehrs oder  

c) andere Maßnahmen, die Bestandteil eines Mobilitätskonzepts der Stadt 
sind oder werden.  

 
(7) Die Verwendung des Geldbetrages muss für die Erreichbarkeit des Bauvorha-

bens, das die Zahlungspflicht auslöst, einen Vorteil bewirken.  
 
(8) Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. Über die Ablösung von 1 bis 

5 Stellplätzen entscheidet der Bürgermeister, ab 6 Stellplätzen obliegt die 
Entscheidung dem Bauausschuss.  
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§ 6 Ordnungswidrigkeiten  
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 86 Abs. 1 Nr. 22 Landesbauordnung NRW 

handelt, wer entgegen § 2 Abs. 1 dieser Satzung die Errichtung, Änderung 
oder Nutzungsänderung einer baulichen oder sonstigen Anlage vornimmt, 
ohne den hierdurch ausgelösten Stellplatzbedarf oder Mehrbedarf an Stell-
plätzen und Fahrradabstellplätzen in ausreichender Zahl hergestellt zu haben. 
 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 15.000 EUR geahndet 
werden.  

 
 
§ 7 Inkrafttreten  
 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die geltende Ablösesatzung vom 13.09.2001 außer Kraft.  
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 

Die vorstehende Stellplatzsatzung der Stadt Brakel vom 06.09.2024 wird hiermit 
gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) vom 14.07.1994 und der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung 
von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung) vom 26.08.1999 (GV. 
NRW. S. 516) in der jeweils zurzeit gültigen Fassung öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-

verfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 

  oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Brakel vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
 
 

Stadt Brakel, 20.09.2024 
Der Bürgermeister 

 
 
 

Hermann Temme 
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Anlage 1 
 

Ausschnitt aus dem Bereich Kernstadt Brakel (gem. ISEK 2022) 
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Anlage 2 
 

Anzahl der notwendigen Stellplätze und Fahrradabstellplätze 
 
Hinweis: Die Abkürzung Stpl. wird für Stellplatz verwendet, Abstpl. steht für Fahrradabstellplatz 

 
Nr.  Nutzungsart Anzahl der notwendigen 

Stellplätze Kfz Fahrradabstellplätze 
1 Wohngebäude und Wohnheime 
1.1 Wohnhäuser mit bis zu zwei 

Wohneinheiten (WE) 
1,5 Stpl. je WE Kein Nachweis erforderlich 

1.2 Mehrfamilienhäuser (ab 3 WE) 1 Stpl. je 50 m² Wohnfläche bei 
freifinanzierten Vorhaben; 
 
1 Stpl. je Wohneinheit bei öf-
fentlich geförderten Vorhaben;  
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: 3 %, min. jedoch 1 Stpl. 

2 Abstpl. je Wohneinheit 

1.3 Kinder- und Jugendwohnheime 1 Stpl. je 3 Betten; 
 
Davon 10 % Besucheranteil 

1 Abstpl. je 5 Betten; min. 3 
Abstpl.  
 
Davon 10 % Besucheranteil 

1.4 Pflegeheime, Seniorenwohn-
heime, Wohnheime für Men-
schen mit Behinderungen 

1 Stpl. je 3 Betten; 
 
Davon 10 % Besucheranteil 

1 Abstpl. je 5 Betten 
 
Davon 10 % Besucheranteil 

1.5 Studierenden- und sonstige 
Wohnheime 

1 Stpl. je 2 Betten, jedoch min. 
2 Stpl. 
 
Davon 10 % Besucheranteil 
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: 3 %, min. jedoch 1 Stpl. 

1 Abstpl. je 2 Betten 
 
Davon 10 % Besucheranteil 

2 Gebäude mit Büro-, Verwaltungs- und Praxisräumen 
2.1 Büro- und Verwaltungsgebäude 

allgemein 
1 Stpl. je 40 m² Nutzfläche 
 
Davon 20 % Besucheranteil 
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: 3 %, min. jedoch 1 Stpl. 

1 Abstpl. je 40 m² Nutzfläche 

2.2 Räume mit erheblichem Be-
suchsverkehr (Schalter-, Abfer-
tigungs- oder Beratungsräume, 
Arztpraxen o.ä.) 

1 Stpl. je 30 m² Nutzfläche, je-
doch min. 3 Stpl. 
 
Davon 75 % Besucheranteil 
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: 3 %, min. jedoch 1 Stpl. 

1 Abstpl. je 30 m² Nutzfläche; 
min. 3 Abstpl. 

3 Verkaufsstätten 
Für Verkaufsstätten, deren Verkaufsräume und Ladenstraßen einschl. ihrer inneren Bauteile einer Flä-
che von insgesamt mehr als 2.000 m² haben, sind zusätzlich die Vorgaben aus der Sonderbauverord-
nung des Landes NRW zu beachten. Diese sehen vor, dass min. 3 % - für Großhandelsmärkte min. 1 % 
- der notwendigen Stellplätze für Kraftfahrzeuge, jedoch min. 2 Stellplätze, barrierefrei sein müssen. 
Auf diese Stellplätze ist dauerhaft und leicht erkennbar hinzuweisen.  
 
Verkaufsnutzfläche: Nicht zur Verkaufsnutzfläche werden Sozial- und Sanitärräume, Kantinen, Ausstel-
lungsflächen, Lagerflächen, Funktionsflächen für betriebstechnische Anlagen sowie Verkehrsflächen ge-
rechnet.  

3.1 Verkaufsstätten bis 800 m² Ver-
kaufsfläche (nicht großflächiger 
Einzelhandel) 

1 Stpl. je 40 m² Verkaufsnutz-
fläche, min. jedoch 2 Stpl. je La-
den 
 
Davon 75 % Besucheranteil 
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: 3 %, min. jedoch 1 Stpl. 

1 Abstpl. je 100 m² Verkaufs-
nutzfläche 
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Nr.  Nutzungsart Anzahl der notwendigen 
Stellplätze Kfz Fahrradabstellplätze 

3.2 Verkaufsstätten mit mehr 800 
m² Verkaufsfläche (großflächi-
ger Einzelhandel) 

1 Stpl. je 30 m² Verkaufsnutz-
fläche 
 
Davon 75 % Besucheranteil 
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: 3 %, min. jedoch 1 Stpl. 

1 Abstpl. je 100 m² Verkaufs-
nutzfläche 

3.3 Verkaufsstätten mit großen Ver-
kaufsfläche (z.B. Auto- und Mö-
belhäuser) 

1 Stpl. je 100 m² Verkaufsnutz-
fläche 
 
Davon 75 % Besucheranteil 
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: 3 %, min. jedoch 1 Stpl. 

1 Abstpl. je 100 m² Verkaufs-
nutzfläche 

4. Versammlungsstätten außer Sportstätten, Kirchen 
Für Versammlungsstätten mit Versammlungsräumen, die einzeln für mehr als 200 Besucherinnen und 
Besucher bestimmt sind bzw. für Versammlungsstätten mit mehreren Versammlungsräumen, die insge-
samt für mehr als 200 Besucherinnen und Besucher bestimmt sind, wenn diese Versammlungsräume 
gemeinsame Rettungswege haben und im Freien mit Szeneflächen und Tribünen, die keine fliegenden 
Bauten sind und insgesamt mehr als 1.000 Besucherinnen und Besucher bestimmt sind, sind zusätzlich 
die Vorgaben aus der Sonderbauverordnung des Landes NRW über die barrierefreien Stellplätze zu be-
achten (§ 13 in Verbindung mit § 10 Abs. 7 der Sonderbauverordnung des Landes NRW). 

4.1 Versammlungsstätten 1 Stpl. je 5 Sitzplätze 
 
Davon 90 % Besucheranteil 
 
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: 3 %, min. jedoch 1 Stpl. 

1 Abstpl. je 30 Sitzplätze 

4.2 Kirchen und andere Räume, die 
der Religionsausübung dienen 

1 Stpl. je 10 Plätze 
 
Davon 90 % Besucheranteil 
 
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: 3 %, min. jedoch 1 Stpl. 

1 Abstpl. je 30 Plätze 

5 Sportstätten 
Nicht zur Sportfläche werden gerechnet: Sozial- und Sanitärräume, Umkleideräume, Geräteräume, 
Funktionsflächen für betriebstechnische Anlage und die Verkehrsflächen 

5.1 Sportplätze 1 Stpl. je 300 m² Sportfläche, 
zusätzlich 1 Stpl. je 20 Besu-
cherplätze 
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: min. 2 Stpl. 

1 Abstpl. je 250 m² Sportfläche, 
zusätzlich 1 Abstpl. je 10 Besu-
cherplätze 

5.2 Spiel- und Sporthallen 1 Stpl. je 50 m² Sportfläche, zu-
sätzlich 1 Stpl. je 20 Besucher-
plätze 
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: min. 2 Stpl. 

1 Abstpl. je 20 m² Sportfläche, 
zusätzlich 1 Abstpl. je 10 Besu-
cherplätze 

5.3 Freibäder 1 Stpl. je 250 m² Grundstücks-
fläche 
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: 3 %, min. jedoch 2 Stpl. 

1 Abstpl. je 50 m² Grundstücks-
fläche 

5.4 Hallenbäder, Saunaanlagen 1 Stpl. je 5 Kleiderablagen, zu-
sätzlich 1 Stpl. je 20 Besucher-
plätze 
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: 3 %, min. jedoch 2 Stpl. 

1 Abstpl. je 5 Kleiderablagen 

5.5 Reitanlagen 1 Stpl. je 2 Pferdeeinstellplätze 1 Abstpl. je 2 Pferdeeinstell-
plätze 
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Nr.  Nutzungsart Anzahl der notwendigen 
Stellplätze Kfz Fahrradabstellplätze 

5.6 Fitnesscenter 1 Stpl. je 20 m² Sportfläche 
 
Davon 90 % Besucheranteil 
 
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: min. 1 Stpl. 

1 Abstpl. je 50 m² Sportfläche 

5.7 Tennisanlagen 2 Stpl. je Spielfeld, zusätzlich 1 
Stpl. je 5 Besucherplätze 
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: min. 1 Stpl. 

2 Abstpl. je Spielfeld, zusätzlich 
1 Abstpl. je 15 Besucherplätze 

5.8 Bootshäuser und Bootsliege-
plätze 

1 Stpl. je 2 Boote; 
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: min. 1 Stpl. 

1 Abstpl. je 2 Boote 

6 Gaststätten, Vergnügungsstätten und Beherbergungsbetriebe 
6.1 Gaststätten 1 Stpl. je 6 Sitzplätze 

 
Davon 75 % Besucheranteil 
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: min. 1 Stpl. 

1 Abstpl. je 4 Sitzplätze 

6.2 Hotels, Pensionen, Kurheime 
und andere Beherbergungsbe-
triebe 

1 Stpl. je 2 Betten 
 
Davon 75 % Besucheranteil 
 
Für zugehörigen Restaurantbe-
trieb Zuschlag nach Nr. 6.1 
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: 3 %, min. jedoch 1 Stpl. 

1 Abstpl. je 10 Betten, min. 4 
Abstpl. 
 
Davon 25 % Besucheranteil 
 
Für zugehörigen Restaurantbe-
trieb Zuschlag nach Nr. 6.1 

6.3 Tanzlokale, Discotheken 1 Stpl. je 4 m² Gastraum 
 
Davon 90 % Besucheranteil 

1 Abstpl. je 4 m² Gastraum 
 
Davon 90 % Besucheranteil 

6.4 Jugendherbergen 1 Stpl. je 10 Betten 
 
Davon 75 % Besucheranteil 
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: 3 %, min. jedoch 1 Stpl. 

1 Abstpl. je 20 Betten 

6.5 Sonstige Vergnügungsstätten 
(z.B. Spielotheken, Bordelle, 
Wettbüros und Shisha-Bars) 

1 Stpl. je 10 m² Nutzfläche, min. 
jedoch 3 Stpl. 
 
Für zugehörigen Restaurantbe-
trieb Zuschlag nach Nr. 6.1 

1 Abstpl. je 10 m² Nutzfläche, 
min. jedoch 3 Abstpl. 

7 Krankenhäuser und Kliniken 
7.1 Universitätskliniken und ähnli-

che Lehrkrankenhäuser 
1 Stpl. je 4 Betten, zusätzlich 
Abstellplätze nach 2.2 
 
Davon 60 % Besucheranteil 
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: 3 %, min. jedoch 1 Stpl. 

1 Abstpl. je 20 Betten, zusätzlich 
Abstellplätze nach 2.2 
 
Davon 20 % Besucheranteil 

7.2 Krankenhäuser 1 Stpl. je 4 Betten, zusätzlich 
Stellplätze nach 2.2 
 
Davon 60 % Besucheranteil 
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: 3 %, min. jedoch 3 Stpl. 

1 Abstpl. je 15 Betten, zusätzlich 
Abstellplätze nach 2.2 

8 Bildungseinrichtungen, Einrichtungen der Jugendförderung 
8.1 Kindergärten, Kindertagesstät-

ten, Kindertagespflege 
1 Stpl. je 10 Kinder, jedoch min. 
4 Stpl. 
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: 3 %, min. jedoch 1 Stpl. 

1 Abstpl. je 5 Kinder, jedoch 
min. 2 Abstpl. 
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Nr.  Nutzungsart Anzahl der notwendigen 
Stellplätze Kfz Fahrradabstellplätze 

8.2 Grundschulen 1 Stpl. je 20 Schüler 
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: 3 %, min. jedoch 1 Stpl. 

1 Abstpl. je 2 Schüler 

8.3 Sonstige allgemeinbildende 
Schulen, Berufsschulen und Be-
rufsfachschulen 

1 Stpl. je 30 Schüler 
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: 3 %, min. jedoch 1 Stpl. 

1 Abstpl. je 2 Schüler 

8.4 Förderschulen 1 Stpl. je 10 Schüler 
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: 3 %, min. jedoch 1 Stpl. 

1 Abstpl. je 10 Schüler 

8.5 Fachhochschulen, Universitäten 1 Stpl. je 2 Studierende 
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: 3 %, min. jedoch 1 Stpl. 

1 Abstpl. je 2 Studierende 

8.6 Sonstige Fortbildungseinrichtun-
gen 

1 Stpl. je 2 Teilnehmerplätze 1 Abstpl. je 3 Teilnehmerplätze 

8.7 Jugendzentren 1 Stpl. je 100 m² Nutzfläche 
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: 3 %, min. jedoch 1 Stpl. 

1 Abstpl. je 10 m² Nutzfläche 

9. Gewerbliche Anlagen 
9.1 Handwerks- und Industriebe-

triebe 
1 Stpl. je 50 m² Nutzfläche oder 
je drei Beschäftigte 

1 Abstpl. je 10 Beschäftigte 

9.2 Lagerräume, Lagerplätze 1 Stpl. je 80 m² Nutzfläche oder 
je drei Beschäftigte 

min. 1 Abstpl. 

9.3 Kfz-Werkstätten 3 Stpl. je Wartungsstand 
 
Davon 90 % Besucheranteil 

min. 3 Abstpl.  

9.4 Tankstellen 2 Stpl. mit Verkaufsstätte, War-
tungsstand und Waschstraße, 
zusätzlich Stpl. nach 3.1, 9.3 
und 9.5 

1 Abstpl. mit Verkaufsstätte, 
Wartungsstand und Wasch-
straße, zusätzlich Stpl. nach 3.1, 
9.3 und 9.5 

9.5 Kfz-Waschstraße 3 Stpl. je Waschstraße bzw. 
Waschplatz 

1 Abstpl.  

10 Verschiedenes 
10.1 Kleingartenanlagen 1 Stpl. je 3 Parzellen 

 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: 3 %, min. jedoch 1 Stpl. 

1 Abstpl. je 5 Parzellen 

10.2 Begräbnisstätten (z.B. Fried-
höfe) 

1 Stpl. je 1.000 m² Grund-
stücksfläche, min. 10 Stpl.  
 
Stpl. für Menschen mit Behinde-
rung: 3 %, min. jedoch 1 Stpl. 

1 Abstpl. je 750 m² Grund-
stücksfläche, jedoch min. 4 
Abstpl. je Eingang 

10.3 Sonnenstudios 1 Stpl. je 3 Sonnenbänke, je-
doch min. 2 Stpl.  
 
Davon 90 % Besucheranteil 

1 Abstpl. je 3 Sonnenbänke, 
min. 2 Abstpl. 

10.4 Waschsalons 1 Stpl. je Waschmaschinen, je-
doch min. 2 Stpl.  
 
Davon 90 % Besucheranteil 

1 Abstpl. je 5 Waschmaschinen, 
min. 2 Abstpl. 
 
Davon 90 % Besucheranteil 

10.5 Museen und Ausstellungsge-
bäude 

1 Stpl. je 150 m² Ausstellungs-
fläche  
 
Davon 80 % Besucheranteil 

1 Abstpl. je 75 m² Ausstellungs-
fläche 
 
Davon 80 % Besucheranteil* 
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Anlage 3 
 
Leitfaden zur Musterstellplatzsatzung NRW des Zukunftsnetz NRW 
 

Maßnahmen zur Verringerung des Verkehrs 

Verringerung der An-
zahl der notwendigen 
Pkw-Stellplätze 

Mobilitätsinformationen 
Mobilitätsinformationen für Neunutzer der Bebauung, 
Abfahrtsmonitore in zentraler Lage, Beratungsdienst-
leister für Mobilität vor Ort 

bis zu 5 % 

Parkraumbewirtschaftung 
Berechtigung zur Nutzung der Stellplätze werden zu 
Kosten von min. 20 € je Monat bei nicht überdachten 
und min. 40 € je Monat bei überdachten Stellplätzen 
ausgegeben. Tagesparkberechtigungen zu Kosten 
von min. 1/20 der Kosten für Monatsparkberechti-
gungen sind möglich. Kostenfreies Parken ist bis zu 
einer Dauer von drei Stunden möglich. 

5 bis 10 % 

ÖPNV-Vergünstigung 
JobTicket, SemesterTicket, QuartiersTicket 

5 bis 20 % 

Fahrgemeinschaftsförderung 
Nur für Nutzungen mit mehr als 50 Beschäftigten: Die 
Beschäftigten werden regelmäßig zur Bildung von 
Fahrgemeinschaften motiviert und dabei – beispiels-
weise durch Vermittlung geeigneter Fahrgemein-
schaftspartner – aktiv unterstützt. Die Stellplätze in 
geringster Entfernung zum Gebäudeeingang werden 
Fahrgemeinschaftsparkplätze ausgewiesen 

1 % je 2 % Anteil der 
ausgewiesenen Fahrge-
meinschaftsparkplätze 
an der Gesamtanzahl der 
notwendigen Stellplätze 

Förderung Car-Sharing 
Vorhalten einer Car-Sharing-Station oder Angebot ei-
ner Plattform für Car-Pooling 

bis zu 10 % 

Radverkehrsförderung 
Verleih von Spezialrädern und Anhängern, Reparatur-
angebote, … 

bis zu 5 % 

Förderung Fahrradvermietsystem 
Vorhalten einer Fahrradvermietstation auf Baugrund-
stück, Vergünstigung für Bewohner/Nutzer 

bis zu 5 % 

 


